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Geſetz-Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


My 
1 


(Jr. 10326.) Jagdordnung für die Hohenzollernſchen Lande. Vom 10. März 1902. ui 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags für den Umfang 
der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


I. Ausübung des Jagdrechts auf eigenen und gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirken. 


Sal. 
Die Ausübung des nach dem Hohenzollern» Sigmaringenfchen Geſetze vom 
29. Juli 1848 (Gefeg- Samml. VIII S. 46) und dem Hohenzollern-Hechingenſchen 
Geſetze vom 16. April 1849 (Verordnungs-Blatt S. 151) jedem Eigenthümer 
auf ſeinem Grunde und Boden zuſtehenden Jagdrechts wird nachſtehenden 
Beſtimmungen unterworfen: 
2 


Zur eigenen Ausübung des Jagdrechts auf ſeinem Grunde und Boden iſt 

der Eigenthümer nur befugt: 

a) auf ſolchen Grundſtücken, welche in einem oder in mehreren Gemeinde: 
bezirken einen land- oder forſtwirthſchaftlich benutzten Flächenraum von 
wenigſtens 75 Hektar einnehmen und in ihrem Zuſammenhange durch 
kein fremdes Grundſtück unterbrochen ſind. Die Trennung, welche 
Wege, Eiſenbahnen und Gewäſſer bilden, wird als eine Unterbrechung 
des Zuſammenhanges nicht angeſehen, 

p) auf allen dauernd und vollſtändig eingefriedigten Grundſtücken. 

Darüber, was für dauernd und vollſtändig eingefriedigt zu 
erachten iſt, entſcheidet der Oberamtmann. 
Geſetz-Samml. 1902. (Nr. 10326.) 8 


Ausgegeben zu Berlin den 21. März 1902. 


IE 


Saure 


2 

Wenn die im F. 2 bezeichneten Grundſtücke gemeinſchaftliches Eigenthum 
von mehr als drei Perſonen ſind, ſo iſt die Ausübung des Jagdrechts nicht 
ſämmtlichen Miteigenthümern geſtattet. Dieſe müſſen ſie vielmehr einem bis 
höchſtens dreien unter ihnen übertragen. Doch ſteht ihnen auch frei, das Jagd⸗ 
recht ruhen oder durch einen angeſtellten Jäger ausüben zu laſſen, oder zu ver⸗ 
pachten. Juriſtiſche Perſonen, insbeſondere Gemeinden, dürfen das Jagdrecht 
auf ſolchen ihnen gehörenden Grundſtücken (§. 2) nur durch Verpachtung oder 
durch einen angeſtellten Jäger ausüben. Das Gleiche gilt von Geſellſchaften, 
welche Grundeigenthum beſitzen. 


F. 4. 

Alle Grundſtücke eines Gemeindebezirkes, welche nicht zu den im $. 2 be⸗ 
zeichneten gehören, bilden, auch wenn fie einen land- oder forſtwirthſchaftlich 
benutzten Flächenraum von 75 Hektar im Zuſammenhange nicht umfaſſen, der 
Regel nach einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk. Es iſt aber den Gemeindevor⸗ 
ſtänden geſtattet, nach freier Uebereinkunft mehrere ganze Gemeindebezirke oder 
Theile eines ſolchen mit einem anderen Gemeindebezirke zu einem gemeinſchaftlichen 
Jagdbezirke zu vereinigen. ES 

Auch iſt der Gemeindevorſtand befugt, mit Genehmigung des Amts⸗ 
ausſchuſſes, aus dem Bezirk einer Gemeinde mehrere für ſich beſtehende Jagdbezirke 
zu bilden, von denen jedoch keiner eine geringere Fläche als 200 Hektar um⸗ 
faſſen darf. ö 

Den Eigenthümern der im F. 2 bezeichneten Grundſtücke iſt es geſtattet, 
ſich mit dieſen Grundſtücken dem Jagdbezirk ihrer Gemeinde anzuſchließen. Die 
Beſchlüſſe über alle dergleichen Abänderungen der gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
dürfen ſich auf keinen kürzeren Zeitraum als auf ſechs Jahre und auf keinen längeren 
als auf zwölf Jahre erſtrecken. 


F. 5. 

Grundſtücke, welche keinen eigenen Jagdbezirk bilden, aber von eigenen 
Jagdbezirken ganz oder größtentheils umſchloſſen ſind, werden dem gemeinſchaft— 
lichen Jagdbezirke der Gemeinde nicht zugeſchlagen. Die Eigenthümer ſolcher 
Grundſtücke ſind verpflichtet, die Ausübung der Jagd auf ihnen dem Eigenthümer 
des ſie ganz oder größtentheils umſchließenden eigenen Jagdbezirkes auf deſſen 
Verlangen gegen eine nach dem Jagdertrage zu bemeſſende Entſchädigung pacht⸗ 
weiſe zu übertragen oder die Jagdausübung gänzlich ruhen zu laſſen. 

Macht der Berechtigte von ſeiner Befugniß, die Jagd auf den umſchloſſenen 
Grundſtücken zu pachten, beim Anerbieten des Eigenthümers nicht Gebrauch, 
ſo ſteht dieſem die Ausübung der Jagd auf den umſchloſſenen Grundſtücken zu. 

Stoßen mehrere derartige Grundſtücke an einander, ſo daß ſie eine zuſammen⸗ 
hängende Fläche von mindeſtens 75 Hektar umfaſſen, ſo bilden ſie einen für ſich 
beſtehenden gemeinſchaftlichen Jagdbezirk ($. 4). 


2 $. 6. 

Die Eigenthümer der einen gemeinſchaftlichen Jagdbezirk bildenden Grund⸗ 
ſtücke werden in allen Jagdangelegenheiten durch den Gemeindevorſtand vertreten. 
Werden Grundſtücke aus verſchiedenen Gemeindebezirken zu einem Jagdbezirke 
vereinigt, ſo beſtimmt die Aufſichtsbehörde denjenigen Gemeindevorſtand, der die 
Vertretung zu übernehmen hat. 

§. 7 

Nach Maßgabe der Beſchlüſſe des Gemeindevorſtandes kann auf dem 
gemeinſchaftlichen Jagdbezirk entweder 

a) die Ausübung des Jagdrechts gänzlich ruhen, oder 

p) die Jagd für Rechnung der Grundſtückseigenthümer durch einen an⸗ 

geſtellten Jäger beſchoſſen werden, oder 

e) die Jagd im Wege der öffentlichen Steigerung verpachtet werden. 


$. 8. a 

Die Pachtgelder und die Einnahmen von der durch einen angeſtellten Jäger 
beſchoſſenen Jagd (F. 7) werden in die Gemeindekaſſe gezahlt und nach Abzug der 
etwa entſtehenden Verwaltungskoſten durch den Gemeindevorſtand unter die Eigen⸗ 
thümer der den gemeinſchaftlichen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke nach dem 
Verhältniſſe des Flächeninhalts dieſer Grundſtücke vertheilt. 

Durch Gemeindebeſchluß kann beſtimmt werden, daß die Erträge der Jagd 
der Gemeindekaſſe verbleiben ſollen. Der Beſchluß iſt in ortsüblicher Weiſe 
bekannt zu machen. Er bedarf der Genehmigung des AmtsaMusſchuſſes, wenn 
innerhalb zwei Wochen von der Bekanntmachung ab von Seiten auch nur eines 
Eigenthümers der den gemeinſchaftlichen Jagdbezirk bildenden Grundſtücke bei dem 
Gemeindevorſtande Widerſpruch erhoben wird. 


9. f 

Jagdpachtverträge ſind ſchriftlich abzuſchließen und, ſofern ſie ſich auf 
gemeinſchaftliche Jagdbezirke beziehen, in den für Verträge der Gemeinden vor⸗ 
geſchriebenen Formen zu vollziehen. Sie bedürfen der Genehmigung des Amts 
ausſchuſſes. ö 

Die Verpachtung der Jagd, ſowohl auf den im §. 2 erwähnten Grund⸗ 
ſtücken, als auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, darf bei Strafe der Nichtigkeit 
des Vertrags niemals an mehr als höchſtens drei Perſonen gemeinſchaftlich erfolgen. 

Die Verpachtung der Jagd darf auf keinen kürzeren Zeitraum als auf 
ſechs Jahre und auf keinen längeren als auf zwölf Jahre erfolgen. 


$. 10. N 
Sowohl dem Pächter gemeinſchaftlicher Jagdbezirke als auch den Eigen⸗ 
thümern der im $. 2 bezeichneten Grundſtücke iſt die Anſtellung von Jägern für 
ihre Reviere geſtattet. 5 N 
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9 12. 

Als Jäger (§§. 3, 7 und 10) dürfen nur ſolche großjährigen Männer 
angeſtellt werden, gegen welche keine Thatſachen vorliegen, die nach $$. 6 und 7 
des Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 (Geſetz-Samml. S. 304) die Ver⸗ 
ſagung des Jagdſcheins rechtfertigen. 


12. 
Die Jagdausübung mittelſt Aufſtellens von Schlingen zum Fangen der 
im F. 15 bezeichneten Wildarten iſt verboten. 


§. 13. 

An den Sonntagen und denjenigen Feiertagen, welche den Vorſchriften 
über die Sonntagsheiligung unterworfen ſind, iſt die Abhaltung von Treibjagden 
verboten; in den Vormittagsſtunden zwiſchen 8 bis 12 Uhr darf die Jagd an Sonn⸗ 
tagen und an den bezeichneten Feiertagen überhaupt nicht ausgeübt werden. 


$. 14. 
Im Uebrigen unterliegt die Ausübung der Jagd den Vorſchriften des 
Jagdſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 (Gejeg-Sammt. S. 304). 


II. Schonzeiten. 


F. 15. 


Mit der Jagd ſind zu verſchonen: 


A. Haarwild. 


Männliches Roth-, Dam- und Rehwild vom 1. Februar bis 31. Mai, 

weibliches Roth- und Damwild (Thiere) vom 1. Februar bis 
30. September, 

weibliches Rehwild (Gaifen) vom 1. Dezember bis 14. Oktober, 

Wildkälber und Rebkitzen, d. h. die Jungen des Noth-, Dam» und 
Rehwildes bis zum Ablaufe des Kalenderjahrs, in dem ſie geboren ſind, 

5. Haſen und Dachſe vom 1. Februar bis 30. September. 


B. Federwild. 
1. Rebhühner, Haſelhühner, ſchottiſche Moorhühner, Wachteln, Faſanen— 
hennen vom 1. Dezember bis 23. Auguſt, 

2. Faſanenhähne vom 1. Februar bis 23. Auguſt, 

3. Wildenten und Wildtauben vom 16. März bis 30. Juni, 

4. Schnepfen und Bekaſſinen vom 1. Mai bis 14. Juli, 

5. Auer» und Birkhennen vom 1. Dezember bis 31. Oktober, 

6. Auer- und Birkhähne vom 1. Juni bis 14. Auguſt. 

Der Bezirksausſchuß iſt aus Rückſichten der Landeskultur und der Jagdpflege 
ermächtigt, für die unter A 5 und B 1 und 2 genannten Wildarten den Anfang 
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und Schluß der Schonzeit alljährlich durch beſondere Verordnung anderweit feſt⸗ 
zuſetzen, ſo aber, daß Anfang oder Schluß der Schonzeit nicht über zwei Wochen 
vor oder nach den oben beſtimmten Zeitpunkten feſtgeſetzt werden darf. 

Auf das Exlegen oder Fangen von Wild in eingefriedigten Wildgärten 
finden die Vorſchriften über Schonzeiten keine Anwendung. 


F. 16. 

Das Ausnehmen von Eiern oder Jungen von jagdbarem Federwild iſt 
auch für die zur Jagd berechtigten Perſonen verboten; doch ſind dieſe befugt, die 
Eier, welche im Freien gelegt ſind, in Beſitz zu nehmen, um ſie ausbrüten zu laſſen. 

Desgleichen iſt das Ausnehmen von Kiebitz- und Möveneiern nach dem 
30. April verboten. 


III. Veräußerung und Verſendung von Wild. 


= 

Das Feilbieten, die Veräußerung und die Verſendung, ſowie die Ver⸗ 
mittelung des Verkaufs von Wild, in ganzen Stücken oder zerlegt, aber nicht 
zum Genuſſe fertig zubereitet, iſt nur während der Jagdzeit und innerhalb der 
erſten zwei Wochen der Schonzeit geſtattet. 

Die Verſendung von Wild darf nur unter Beifügung eines ortspolizeilichen 
Urſprungsſcheins erfolgen. 

Bei Verſendung von Rehwild muß das Geſchlecht ſtets erkennbar ſein. 

Iſt das Wild in eingefriedigten Wildgärten ($. 15) oder in den in den 
§§. 20 und 21 bezeichneten Ausnahmefällen erlegt oder gefangen, jo finden 
die Vorſchriften des Abſ. 1 keine Anwendung, ſofern die Herkunft des Wildes 
durch den Urſprungsſchein nachgewieſen iſt. 

Die näheren Vorſchriften zur Durchführung der Beſtimmungen in den 
Abſ. 2 und 4 werden von dem Regierungspräſidenten in Sigmaringen erlaſſen, 
der auch ermächtigt ift, von dem Erforderniſſe des Urſprungsſcheins bezüglich einzelner 
Wildarten und bezüglich des über die Landesgrenze eingehenden Wildes Ausnahmen 
zuzulaſſen. 


IV. Verhütung und Erſatz von Wildſchaden. 


$. 18. 

Durch Klappern, aufgeſtellte Schreckbilder ſowie durch Zäune kann ein 
Jeder das Wild von ſeinen Beſitzungen abhalten, auch wenn er auf dieſen zur 
Ausübung des Jagdrechtes nicht befugt iſt. Zur Abwehr des Noth-, Dam⸗ und 
Schwarzwildes kann er ſich auch kleiner Hunde oder gemeiner Haushunde bedienen. 


§. 9 
Auf gemeinſchaftlichen Jagdbezirken, auf welchen Wildſchäden vorkommen, 
darf der Gemeindevorſtand, wenn auch nur ein einzelner Grundbeſitzer Wider⸗ 
ſpruch dagegen erhebt, die Ausübung der Jagd nicht ruhen laſſen. 


; $. 20. Hatten 

Wenn die in der Nähe von Forſten belegenen Grundſtücke, welche Theile 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirkes bilden, oder ſolche umſchloſſenen Grundſtücke, 
auf welchen die Jagdausübung dem Eigenthümer des ſie umſchließenden eigenen 
Jagdbezirkes überlaſſen iſt (§. 5), erheblichen Wildſchäden durch das übertretende 
Wild ausgeſetzt ſind, ſo kann der Oberamtmann, nach vorhergegangener Prüfung 
des Bedürfniſſes und für deſſen Dauer, den Jagdpächter auffordern oder ihn 
auf feinen Antrag ermächtigen, das Wild ſelbſt während der Schonzeit abzu- 
ſchießen. Schützt der Jagdpächter einer ſolchen Aufforderung ungeachtet die 
beſchädigten Grundſtücke nicht genügend, ſo kann der Oberamtmann den Grund⸗ 
beſitzern ſelbſt die Genehmigung ertheilen, das auf dieſe Grundſtücke übertretende 
Wild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, namentlich auch mit Anwendung des 
Schießgewehrs zu tödten. 

Gegen die Verfügung des Oberamtmanns ſteht dem Jagdpächter die 
Beſchwerde bei dem Bezirksausſchuſſe zu (F. 103 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 
1. Auguſt 1883, Geſetz-Samml. S. 237). Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

Das von Grundbeſitzern in Folge einer ſolchen Genehmigung des Oberamt⸗ 
manns erlegte oder gefangene Wild muß gegen Bezahlung des in der Gegend 
üblichen Schußgeldes dem Jagdpächter überlaſſen und die Anzeige darüber 
binnen 24 Stunden erſtattet werden. 8 


N 21, 

Auch der Beſitzer eines ſolchen umſchloſſenen Grundſtücks, auf welchem 
die Jagd nach F. 5 nicht ausgeübt werden darf, iſt, wenn das Grundſtück 
erheblichen Wildſchäden ausgeſetzt iſt und der Beſitzer des umgebenden eigenen 
Jagdbezirkes der Aufforderung des Oberamtmanns, das vorhandene Wild ſelbſt 
während der Schonzeit abzuſchießen, nicht genügend nachkommt, zu fordern 
berechtigt, daß ihm der Oberamtmann nach vorhergegangener Prüfung des 
Bedürfniſſes und auf deſſen Dauer die Genehmigung ertheile, das auf das 
umſchloſſene Grundſtück übertretende Wild auf jede erlaubte Weiſe zu fangen, 
namentlich auch mit Anwendung des Schießgewehrs zu tödten. 

In dieſem Falle verbleibt das gefangene oder erlegte Wild dem Eigenthümer 
des umſchloſſenen Grundſtücks. 

22 

Im Uebrigen findet das Wildſchadengeſetz vom 11. Juli 1891 Geſetz⸗ 
Samml. S. 307) mit der Maßgabe Anwendung, daß die Erſatzpflicht nach $. 2 
nicht den Grundbeſitzern, ſondern der Gemeinde obliegt, wenn ſie die Jagderträge 
empfängt ($. 8 Abſ. 2), daß die im F. 17 des Wildſchadengeſetzes bezeichneten 
Rechtsmittel auch in den Fällen der $$. 12 bis 14 jenes Geſetzes Platz greifen, 
und daß an die Stelle des §. 19 Abſ. 1 Folgendes tritt: „Der Artikel 5 
des Hohenzollern-Sigmaringer Geſetzes vom 29. Juli 1848 (Geſetz-Samml. VIII 
S. 46) wird aufgehoben.“ 


V. Strafbeſtimmungen. 
$. 23. 

Wer zwar mit einem Jagdſcheine verſehen, aber ohne Begleitung des Jagd⸗ 
berechtigten oder ohne deſſen ſchriftlich ertheilte Erlaubniß bei ſich zu führen, die 
Jagd auf einem fremden Jagdbezirk ausübt, wird mit einer Geldſtrafe von 
5 bis 15 Mank beſtraft. a 

Wer die Jagd auf ſeinem eigenen Grundſtücke gänzlich ruhen zu laſſen 
verpflichtet iſt, fie aber dennoch darauf ausübt, wird mit einer Geldſtrafe von 
30 bis 60 Mark und Einziehung der dabei gebrauchten Jagdgeräthe und 
Hunde beſtraft. 5 

F. 24. 

Für das Tödten oder Einfangen von Wild während der vorgeſchriebenen 
Schonzeiten ſowie für das verbotene Fangen von Wild in Schlingen ($. 12) 
treten folgende Geldſtrafen ein: 


E. für ein Stück Rothwitt sds 90 Mark, 
2. für ein Stück Daudiiii,,,,d REN 60 %%% 
3. füt ein Stück Rehwiiljüöüd 8 302 amt 
4. für einen Hafen oder einen Dachs . 10 
5. für ein Stück Auerwild oder einen Faſane n 30, uam, 
6. für ein Stück Birk⸗ oder Haſelwild 10 „ 
7. für ein Rebhuhn, eine Wachtel, ein ſchottiſches Moorhuhn, 


eine Schnepfe, eine Bekaſſine, eine Wildente oder eine 
Wildang ee 8 De 

Wenn mildernde Umſtände vorhanden find, kann die Geldſtrafe bis auf 
1 Mark ermäßigt werden. 

Vorſtehende Vorſchriften finden keine Anwendung auf Wild, welches während 
der Schonzeit in eingefriedigten Wildgärten (F. 15) oder auf Grund Auftrags 
oder mit Genehmigung der Jagdpolizeibehörde ($$. 20 und 21) getödtet oder 
eingefangen wird. 8 

25 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des $. 17 werden mit Geld— 
ſtrafen von 5 bis 150 Mark beſtraft. Neben der Geldſtrafe iſt auf Einziehung 
des Wildes zu erkennen. 

$: 26. 
Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark wird beſtraft, wer 

1. Schlingen ſtellt, um Wild zu fangen ($. 12), 

2. an Sonn- und Feiertagen Treibjagden veranſtaltet oder während der 
Vormittagsſtunden zwiſchen 8 und 12 Uhr ſonſt die Jagd ausübt (§. 13), 

3. Kiebitz⸗ oder Möveneier nach dem 30. April ausnimmt (F. 16), 

4. die im letzten Abſatze des §. 20 vorgeſchriebene Anzeige gar nicht oder 
ſchuldhaft nicht rechtzeitig erſtattet. 


$. 27. 0 

Für die Geldſtrafen und Koſten, zu denen Perſonen verurtheilt werden, 
welche unter der Gewalt oder Aufſicht oder im Dienſte eines Anderen ſtehen 
und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, iſt dieſer für den Fall des Unvermögens 
des Verurtheilten für haftbar zu erklären, und zwar unabhängig von der 
etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes oder des §. 361 
zu 9 des Reichs⸗Strafgeſetzbuchs verurtheilt wird. 

Wird feſtgeſtellt, daß die That nicht mit ſeinem Wiſſen verübt iſt, oder 
daß er ſie nicht verhindern konnte, ſo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 
Gegen die in Gemäßheit der vorſtehenden Beſtimmungen als haftbar 
Erklärten tritt an die Stelle der Geldſtrafe eine Freiheitsſtrafe nicht ein. 


VI. Schluß und Aebergangsbeſtimmungen. 


§. 28. 

Die vorſtehend für die Ausübung des Jagdrechts durch den Eigenthümer 
getroffenen Beſtimmungen finden auch auf diejenigen ſinngemäße Anwendung, 
denen die Jagdausübung kraft eines anderen dinglichen Rechtes am Grundſtücke 
zuſteht. 

8 


Wenn die beſtehenden Jagdpachtverträge der Bildung der in den $$. 4 
und 5 vorgeſchriebenen gemeinſchaftlichen Jagdbezirke hinderlich ſind, ſo treten ſie 
mit dem 1; Auguſt 1903 außer Kraft. 


F. 30. 75 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1903 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckten 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 10. März 1902. 


| (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller.“ 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


